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ABSTRACT 

Inklusion hat sich zu einem zentralen Leitprinzip moderner Sozialpolitik und demokratischer 
Gesellschaftsentwicklung entwickelt. Mit dem Inkrafttreten der UN-Behindertenrechtskon-
vention (UN-BRK) vollzog sich ein grundlegender Paradigmenwechsel: An die Stelle eines über-
wiegend fürsorgeorientierten Verständnisses von Behinderung trat ein menschenrechtsba-
sierter Ansatz, der Selbstbestimmung, gleichberechtigte Teilhabe und die Anerkennung der 
Menschenwürde in den Mittelpunkt stellt. Menschen mit Behinderungen werden seither nicht 
mehr als Objekte staatlicher Fürsorge, sondern als Träger gleicher und unveräußerlicher 
Rechte verstanden. Gleichwohl bestehen in zahlreichen gesellschaftlichen Bereichen weiter-
hin strukturelle, institutionelle und kulturelle Barrieren, die eine gleichberechtigte Teilhabe 
erschweren und bestehende Ungleichheiten fortschreiben. 
 
Der vorliegende Beitrag untersucht die Entwicklung des Inklusionsbegriffs aus sozialwissen-
schaftlicher, sozialrechtlicher und kommunalwissenschaftlicher Perspektive. Im Mittelpunkt 
stehen die Analyse unterschiedlicher Behinderungsmodelle, die Bedeutung der UN-Behinder-
tenrechtskonvention sowie die Begriffe Teilhabe, Gleichstellung und gesellschaftliche Norma-
lität. Dabei wird herausgearbeitet, dass Inklusion weit über den Abbau baulicher oder techni-
scher Barrieren hinausgeht und als umfassender gesellschaftlicher Transformationsprozess 
verstanden werden muss, der institutionellen Strukturen, politische Entscheidungsprozesse 
und gesellschaftliche Wertvorstellungen gleichermaßen erfasst. 
 
Darüber hinaus analysiert der Beitrag die Auswirkungen gesellschaftlicher Normalitätsvorstel-
lungen, stereotyper Wahrnehmungen und ableistischer Denkmuster auf die Lebenswirklich-
keit von Menschen mit Behinderungen. Es wird aufgezeigt, dass Behinderung in erheblichem 
Maße durch das Zusammenspiel individueller Beeinträchtigungen mit gesellschaftlichen Rah-
menbedingungen entsteht und somit wesentlich sozial konstruiert ist. Aus dieser Perspektive 
verschiebt sich die Verantwortung von der Anpassung des Individuums hin zur Gestaltung in-
klusiver Lebenswelten und barrierefreier Institutionen. 
 
Auf dieser Grundlage entwickelt der Beitrag Handlungsperspektiven für eine inklusive und ge-
nerationengerechte Kommunalentwicklung. Inklusion wird dabei als Querschnittsaufgabe kom-
munaler Governance verstanden, die Menschenrechte, Teilhabe, Barrierefreiheit, Partizipation 
und soziale Gerechtigkeit miteinander verbindet. Der Beitrag kommt zu dem Ergebnis, dass In-
klusion nicht lediglich ein Handlungsfeld der Behindertenpolitik darstellt, sondern ein grundle-
gendes Strukturprinzip demokratischer, solidarischer und resilienter Gesellschaften ist. Die 
kommunale Ebene nimmt hierbei eine Schlüsselrolle ein, da sich die Verwirklichung gleichbe-
rechtigter Teilhabe letztlich im unmittelbaren Lebensumfeld der Menschen entscheidet.
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1. EINLEITUNG 

Die gesellschaftliche Entwicklung der ver-
gangenen Jahrzehnte ist von tiefgreifenden 
Veränderungen geprägt. Demografischer 
Wandel, zunehmende Diversität, Migra-
tion, Digitalisierung und veränderte Le-
bensentwürfe führen dazu, dass traditio-
nelle Vorstellungen gesellschaftlicher Nor-
malität zunehmend hinterfragt werden. 
Gleichzeitig wächst das Bewusstsein dafür, 
dass gesellschaftlicher Zusammenhalt nur 
dann dauerhaft gelingen kann, wenn alle 
Menschen unabhängig von körperlichen, 
geistigen, seelischen oder sensorischen Be-
einträchtigungen gleichberechtigt am ge-
sellschaftlichen Leben teilhaben können. 

Mit der Ratifizierung der UN-Behinderten-
rechtskonvention im Jahr 2009 hat Deutsch-
land einen grundlegenden Perspektiv-
wechsel vollzogen. Während die Behinder-
tenpolitik über Jahrzehnte vor allem auf 
Versorgung, Rehabilitation und Fürsorge 
ausgerichtet war, steht heute die Verwirk-
lichung gleichberechtigter Teilhabe als 
Menschenrecht im Mittelpunkt. Behinde-
rung wird nicht mehr ausschließlich als in-
dividuelles medizinisches Defizit verstan-
den, sondern als Ergebnis der Wechselwir-
kung zwischen individuellen Beeinträchti-
gungen und gesellschaftlichen Barrieren. 
Dieser Paradigmenwechsel verändert nicht 
nur sozialpolitische Konzepte, sondern 
stellt auch Verwaltung, Bildungssystem, Ar-
beitsmarkt sowie kommunale Planung vor 
neue Herausforderungen. 

Inklusion ist dabei weit mehr als ein sozial-
politisches Schlagwort. Sie beschreibt ei-
nen dauerhaften gesellschaftlichen Trans-
formationsprozess, der bestehende Struk-
turen hinterfragt und auf die gleichberech-
tigte Beteiligung aller Menschen abzielt. 

Während Integration häufig die Anpassung 
einzelner Personen an bestehende gesell-
schaftliche Systeme verlangt, fordert Inklu-
sion die Veränderung eben dieser Systeme. 

Nicht der Mensch muss sich den 
gesellschaftlichen Rahmenbedin-
gungen anpassen, sondern die Ge-
sellschaft hat ihre Strukturen so zu 
gestalten, dass Vielfalt selbstver-
ständlich wird. 

Gerade auf kommunaler Ebene gewinnt 
dieser Gedanke zunehmend an Bedeutung. 
Städte und Gemeinden gestalten die Le-
benswirklichkeit ihrer Bürgerinnen und 
Bürger unmittelbar. Barrierefreie Infra-
struktur, inklusive Bildungsangebote, sozi-
alräumliche Planung, Mobilität, Wohnen 
sowie Möglichkeiten der politischen und 
gesellschaftlichen Mitwirkung entscheiden 
maßgeblich darüber, ob Inklusion tatsäch-
lich gelingt oder lediglich programmati-
schen Charakter behält. Kommunen entwi-
ckeln sich damit zu zentralen Akteuren ei-
ner inklusiven Gesellschaft. 

Der vorliegende Fachbeitrag verfolgt das 
Ziel, den Inklusionsbegriff aus sozialwissen-
schaftlicher und sozialrechtlicher Perspek-
tive einzuordnen sowie die Entwicklung 
vom medizinischen Behinderungsverständ-
nis hin zum menschenrechtsorientierten 
Teilhabemodell nachzuzeichnen.  

Aufbauend auf den theoretischen Grundla-
gen werden gesellschaftliche Normalitäts-
vorstellungen und stereotype Wahrneh-
mungsmuster analysiert, die bis heute Aus-
grenzungsprozesse begünstigen. Abschlie-
ßend werden Schlussfolgerungen für eine 
zukunftsorientierte kommunale Sozialpoli-
tik entwickelt, die Inklusion als integralen 
Bestandteil demokratischer und solidari-
scher Gesellschaften versteht. 
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2. BEHINDERUNG – VOM MEDIZINI-

SCHEN ZUM SOZIALRECHTLICHEN 

UND GESELLSCHAFTLICHEN VER-

STÄNDNIS 
 

2.1 DER WANDEL DES BEHINDERUNGSBE-

GRIFFS 

Der Begriff der Behinderung gehört zu den 
zentralen Kategorien der Sozial-, Rechts- 
und Gesundheitswissenschaften. Gleich-
zeitig zählt er zu den Begriffen, deren Ver-
ständnis sich innerhalb der vergangenen 
Jahrzehnte grundlegend verändert hat. 
Während Behinderung lange Zeit nahezu 
ausschließlich als individuelles medizini-
sches Defizit verstanden wurde, entwi-
ckelte sich insbesondere seit den 1990er-
Jahren ein sozialwissenschaftliches Ver-
ständnis, das Behinderung als Ergebnis des 
Zusammenwirkens individueller Beein-
trächtigungen und gesellschaftlicher Rah-
menbedingungen interpretiert. Diese Ent-
wicklung erreichte mit der UN-Behinder-
tenrechtskonvention ihren bisherigen Hö-
hepunkt und prägt heute maßgeblich das 
deutsche Sozialrecht sowie die kommunale 
Praxis.  

Die wissenschaftliche Diskussion verdeut-
licht, dass Behinderung kein statischer Zu-
stand ist. Vielmehr handelt es sich um ei-
nen dynamischen Begriff, dessen Bedeu-
tung eng mit gesellschaftlichen Wertvor-
stellungen, politischen Zielsetzungen und 
rechtlichen Entwicklungen verknüpft ist. 
Der jeweilige Behinderungsbegriff beein-
flusst unmittelbar, wie staatliche Leistun-
gen ausgestaltet werden, welche Nach-
teilsausgleiche gewährt werden und wel-
che Erwartungen an Menschen mit Behin-
derungen gerichtet werden. Damit besitzt 
die Definition von Behinderung nicht nur 
begriffliche, sondern zugleich erhebliche 
sozialpolitische Bedeutung. 

Bereits die Weltgesundheitsorganisation 
(WHO) hat mit der Einführung der Interna-
tional Classification of Functioning, 
Disability and Health (ICF) einen Paradig-
menwechsel eingeleitet. Anders als frühere 
Klassifikationen betrachtet die ICF Behin-
derung nicht allein als Folge einer Erkran-
kung, sondern als Wechselwirkung zwi-
schen Gesundheitszustand, personenbe-
zogenen Faktoren sowie Umweltbedin-
gungen. Diese biopsychosoziale Perspek-
tive bildet heute die Grundlage zahlreicher 
nationaler und internationaler Regelwerke. 

2.2 DAS MEDIZINISCHE MODELL DER BE-

HINDERUNG 

Das medizinische Modell dominierte über 
viele Jahrzehnte die Behindertenpolitik eu-
ropäischer Staaten. Ausgangspunkt dieses 
Verständnisses ist die Annahme, dass Be-
hinderung primär auf körperliche, geistige 
oder psychische Funktionsstörungen zu-
rückzuführen ist. Die Ursache der Ein-
schränkung wird folglich ausschließlich in 
der betroffenen Person gesehen. 

Konsequenterweise konzentrierten sich 
staatliche Maßnahmen vor allem auf Be-
handlung, Rehabilitation und Versorgung. 
Medizinische Diagnosen, therapeutische 
Interventionen sowie sozialrechtliche Sta-
tusfeststellungen standen im Mittelpunkt 
der Behindertenpolitik. Ziel war es, Defizite 
möglichst auszugleichen oder die Leis-
tungsfähigkeit der betroffenen Person an 
gesellschaftliche Erwartungen anzupassen. 

Dieses Verständnis brachte zweifellos er-
hebliche Fortschritte in der medizinischen 
Versorgung hervor. Gleichzeitig führte es 
jedoch zu einer starken Individualisierung 
von Behinderung. Gesellschaftliche Barrie-
ren, diskriminierende Strukturen oder feh-
lende Barrierefreiheit blieben weitgehend 
unberücksichtigt. Menschen mit Behinde-
rungen wurden häufig als Empfänger staat-
licher Fürsorge wahrgenommen, weniger 
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jedoch als selbstbestimmte Bürgerinnen 
und Bürger mit gleichen Rechten. 

Aus heutiger Sicht wird das medizinische 
Modell deshalb als notwendiger, aber un-
zureichender Erklärungsansatz angesehen. 
Es beschreibt gesundheitliche Beeinträchti-
gungen zutreffend, erklärt jedoch nicht, 
weshalb identische gesundheitliche Ein-
schränkungen unter unterschiedlichen ge-
sellschaftlichen Bedingungen zu völlig ver-
schiedenen Teilhabemöglichkeiten führen 
können. 

2.3 DAS SOZIALRECHTLICHE VERSTÄND-

NIS IM SGB IX 

Mit dem Bundesteilhabegesetz und der Neu-
fassung des Sozialgesetzbuches IX wurde der 
gesetzliche Behinderungsbegriff grundle-
gend modernisiert. Nach § 2 SGB IX gelten 
Menschen als behindert, wenn körperliche, 
seelische, geistige oder Sinnesbeeinträchti-
gungen sie in Wechselwirkung mit einstel-
lungs- und umweltbedingten Barrieren mit 
hoher Wahrscheinlichkeit länger als sechs 
Monate an einer gleichberechtigten Teil-
habe an der Gesellschaft hindern können.  

Diese Formulierung verdeutlicht den ent-
scheidenden Perspektivwechsel. Nicht die 
gesundheitliche Beeinträchtigung allein be-
gründet Behinderung.  

Erst das Zusammentreffen indivi-
dueller Einschränkungen mit ge-
sellschaftlichen Barrieren führt zu 
einer Behinderung im sozialrechtli-
chen Sinne. 

Damit übernimmt das deutsche Recht we-
sentliche Grundgedanken der UN-Behin-
dertenrechtskonvention und der ICF. Be-
hinderung wird als relationales Phänomen 
verstanden. Sie entsteht dort, wo Umwelt-
bedingungen die gleichberechtigte Teil-
habe erschweren oder verhindern. Feh-
lende Barrierefreiheit, diskriminierende 

Einstellungen, unzureichende Kommunika-
tionsmöglichkeiten oder institutionelle 
Ausschlussmechanismen werden damit 
selbst zu relevanten Faktoren des Behinde-
rungsbegriffs. 

Diese Sichtweise verändert zugleich den 
Auftrag staatlichen Handelns. Während 
früher überwiegend individuelle Hilfen im 
Mittelpunkt standen, rücken heute der Ab-
bau gesellschaftlicher Barrieren sowie die 
Gestaltung inklusiver Lebensräume stärker 
in den Fokus. 

2.4 DAS SOZIALE MODELL DER BEHINDE-

RUNG 

Das soziale Modell der Behinderung entwi-
ckelte sich insbesondere innerhalb der in-
ternationalen Disability Studies. Es kritisiert 
die Reduzierung von Behinderung auf me-
dizinische Diagnosen und versteht Behin-
derung vielmehr als gesellschaftlich er-
zeugtes Phänomen. Nach diesem Ansatz 
wird niemand durch seine körperliche oder 
geistige Beeinträchtigung automatisch be-
hindert. Behinderung entsteht vielmehr 
dort, wo gesellschaftliche Strukturen be-
stimmte Menschen ausschließen. Eine Roll-
stuhlnutzerin wird beispielsweise nicht auf-
grund ihrer Mobilitätseinschränkung be-
hindert, sondern weil Gebäude ohne Auf-
zug, unzugängliche Verkehrsmittel oder 
fehlende digitale Barrierefreiheit ihre ge-
sellschaftliche Teilhabe verhindern. Damit 
verschiebt sich die Verantwortung von der 
einzelnen Person hin zur Gesellschaft.  

Nicht der Mensch muss sich an be-
stehende Systeme anpassen, son-
dern die Systeme müssen so gestal-
tet werden, dass unterschiedliche 
Lebenslagen selbstverständlich be-
rücksichtigt werden.  

Inklusion wird damit zu einer gesamtgesell-
schaftlichen Gestaltungsaufgabe. Diese Per-
spektive hat weitreichende Auswirkungen 
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auf Politik und Verwaltung. Barrierefreiheit 
betrifft nicht allein den baulichen Bereich, 
sondern umfasst ebenso Kommunikation, 
Information, digitale Angebote, politische 
Beteiligung, Bildung, Kultur und Arbeitswelt. 
Inklusion wird damit zu einem Querschnitts-
thema moderner Gesellschaftspolitik. 

2.5 BEHINDERUNG ALS GESELLSCHAFTLI-

CHE KONSTRUKTION 

Neuere sozialwissenschaftliche Ansätze ge-
hen noch einen Schritt weiter und be-
schreiben Behinderung als Ergebnis gesell-
schaftlicher Zuschreibungsprozesse. Men-
schen werden anhand bestimmter Vorstel-
lungen von Leistungsfähigkeit, Produktivi-
tät oder Selbstständigkeit bewertet. Wer 
von diesen Normvorstellungen abweicht, 
läuft Gefahr, als „anders“ oder „nicht nor-
mal“ wahrgenommen zu werden. Diese Zu-
schreibungen beeinflussen Bildungsbiogra-
fien, Erwerbschancen, politische Teilhabe 
und soziale Beziehungen.  

Behinderung entsteht somit nicht allein 
durch funktionale Einschränkungen, son-
dern auch durch kulturelle Erwartungen 
und institutionelle Routinen. Der Behinde-
rungsbegriff erhält dadurch eine sozialkon-
struktivistische Dimension, die insbeson-
dere für die Analyse von Diskriminierung 
und Exklusion von Bedeutung ist. 

Für eine moderne Inklusionspolitik 
bedeutet dies, dass Nachteilsaus-
gleiche allein nicht ausreichen.  

Erforderlich sind ebenso Veränderungen 
gesellschaftlicher Einstellungen, institutio-
neller Entscheidungsprozesse und politi-
scher Rahmenbedingungen. Erst wenn Bar-
rieren in Köpfen ebenso konsequent abge-
baut werden wie bauliche Hindernisse, 
kann gleichberechtigte Teilhabe verwirk-
licht werden. 

3. DIE UN-BEHINDERTENRECHTS-

KONVENTION ALS PARADIGMEN-

WECHSEL 
 

3.1 ENTSTEHUNG UND VÖLKERRECHTLI-

CHE EINORDNUNG 

Mit der Verabschiedung der UN-Behinder-
tenrechtskonvention durch die Generalver-
sammlung der Vereinten Nationen am 13. 
Dezember 2006 wurde erstmals ein umfas-
sendes völkerrechtlich verbindliches Über-
einkommen geschaffen, das die Rechte von 
Menschen mit Behinderungen ausdrück-
lich als Menschenrechte konkretisiert. Das 
Übereinkommen trat am 3. Mai 2008 in 
Kraft und wurde von der Bundesrepublik 
Deutschland durch das Zustimmungsgesetz 
vom 21. Dezember 2008 ratifiziert. Seit 
dem 26. März 2009 ist die Konvention Be-
standteil der deutschen Rechtsordnung 
und bei der Auslegung nationaler Rechts-
normen zu berücksichtigen. 

Die UN-Behindertenrechtskonvention be-
gründet keine neuen Menschenrechte. Ihr 
innovativer Charakter besteht vielmehr da-
rin, bereits bestehende universelle Men-
schenrechte konsequent auf die Lebens-
wirklichkeit von Menschen mit Behinde-
rungen anzuwenden. Damit wird deutlich, 
dass Behinderung nicht die Einschränkung 
von Rechten rechtfertigt, sondern staatli-
che Verpflichtungen begründet, die tat-
sächliche Wahrnehmung dieser Rechte si-
cherzustellen. 

Die Konvention markiert damit einen 
grundlegenden Perspektivwechsel. Wäh-
rend frühere sozialpolitische Ansätze Men-
schen mit Behinderungen überwiegend als 
Empfänger sozialer Fürsorge betrachteten, 
versteht die UN-BRK sie als gleichberech-
tigte Rechtsträgerinnen und Rechtsträger 
mit einem uneingeschränkten Anspruch 
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auf Selbstbestimmung, Gleichbehandlung 
und gesellschaftliche Teilhabe. Dieses men-
schenrechtsorientierte Verständnis verän-
dert nicht nur die Ausgestaltung sozial-
rechtlicher Leistungen, sondern beeinflusst 
das Selbstverständnis staatlicher Institutio-
nen insgesamt. 

Die Bedeutung der Konvention reicht daher 
weit über den Bereich der Behindertenpo-
litik hinaus.  

Sie formuliert einen universellen 
Anspruch an demokratische Gesell-
schaften, Vielfalt anzuerkennen 
und gesellschaftliche Rahmenbe-
dingungen so zu gestalten, dass alle 
Menschen ihre Grundrechte unab-
hängig von individuellen Vorausset-
zungen verwirklichen können. 

3.2 DER PERSPEKTIVWECHSEL: VOM FÜR-
SORGEPRINZIP ZUM MENSCHENRECHTS-
ANSATZ 

Vor Inkrafttreten der UN-Behinderten-
rechtskonvention dominierte in vielen 
Staaten ein fürsorgeorientiertes Verständ-
nis von Behinderung. Sozialpolitische Maß-
nahmen zielten vor allem auf Versorgung, 
Betreuung oder Rehabilitation ab. Men-
schen mit Behinderungen wurden häufig 
als Objekte staatlicher Unterstützung be-
trachtet, deren gesellschaftliche Integra-
tion von besonderen Hilfen abhängig war. 

Die UN-Behindertenrechtskonvention löst 
sich bewusst von diesem Verständnis. Sie 
stellt nicht die individuelle Beeinträchti-
gung in den Mittelpunkt, sondern die Ver-
antwortung der Gesellschaft, Barrieren ab-
zubauen und gleiche Lebensbedingungen 
zu schaffen. Behinderung wird damit nicht 
mehr primär als individuelles Defizit inter-
pretiert, sondern als Ergebnis einer Wech-
selwirkung zwischen gesundheitlichen Be-
einträchtigungen und gesellschaftlichen 
Umweltfaktoren.  

Dieses Verständnis knüpft unmittelbar an 
das soziale Modell von Behinderung sowie 
an die Internationale Klassifikation der 
Funktionsfähigkeit, Behinderung und Ge-
sundheit (ICF) der Weltgesundheitsorgani-
sation an. 

Der Perspektivwechsel hat weitreichende 
Konsequenzen für staatliches Handeln. Öf-
fentliche Institutionen sind nicht mehr ledig-
lich verpflichtet, Hilfen bereitzustellen, son-
dern müssen ihre Strukturen aktiv inklusiv 
gestalten. Daraus ergeben sich Anforderun-
gen an Gesetzgebung, Verwaltung, Bildung, 
Arbeitsmarkt, Gesundheitswesen, Kultur 
und kommunale Infrastruktur. 

Inklusion wird damit zu einer gesamtgesell-
schaftlichen Gestaltungsaufgabe. Die Ver-
antwortung für Teilhabe wird nicht länger 
auf die betroffenen Personen übertragen, 
sondern als gemeinschaftliche Verpflich-
tung verstanden. Dieser Gedanke ent-
spricht dem menschenrechtlichen Leitbild 
einer inklusiven Demokratie, in der Ver-
schiedenheit als Normalität anerkannt 
wird. 

3.3 ZENTRALE LEITPRINZIPIEN DER UN-
BEHINDERTENRECHTSKONVENTION 

Die normative Grundlage der Konvention 
findet sich insbesondere in Artikel 3 UN-Be-
hindertenrechtskonvention. Dort werden 
die allgemeinen Grundsätze formuliert, die 
sämtliche Bestimmungen der Konvention 
prägen. 

Hierzu gehören insbesondere: 

− Achtung der dem Menschen inne-
wohnenden Würde und individuel-
len Autonomie,  

− Selbstbestimmung und Entschei-
dungsfreiheit,  

− Nichtdiskriminierung,  
− volle und wirksame Teilhabe an der 

Gesellschaft,  
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− Anerkennung von Vielfalt als Be-
standteil menschlicher Existenz,  

− Chancengleichheit,  
− Barrierefreiheit,  
− Gleichberechtigung von Frauen 

und Männern,  
− Achtung der sich entwickelnden 

Fähigkeiten von Kindern mit Behin-
derungen.  

Diese Prinzipien verdeutlichen, dass Inklu-
sion weit mehr bedeutet als den Zugang zu 
einzelnen Lebensbereichen. Vielmehr ver-
langt die Konvention einen strukturellen 
Wandel gesellschaftlicher Institutionen. 
Nicht der Mensch muss sich an bestehende 
Systeme anpassen, sondern die Systeme 
müssen so ausgestaltet werden, dass sie al-
len Menschen offenstehen. 

Aus dieser Perspektive wird Barrie-
refreiheit zu einer Voraussetzung 
der Menschenrechtsverwirklichung.  

Sie umfasst dabei nicht ausschließlich bau-
liche Aspekte, sondern schließt kommuni-
kative, digitale, soziale und institutionelle 
Zugänglichkeit gleichermaßen ein. In einer 
zunehmend digitalisierten Gesellschaft ge-
winnt insbesondere die barrierefreie Ge-
staltung von Informations- und Kommuni-
kationstechnologien an Bedeutung, da digi-
tale Teilhabe zunehmend Voraussetzung 
gesellschaftlicher Partizipation ist. 

3.4 BEDEUTUNG DER UN-BEHINDERTEN-

RECHTSKONVENTION FÜR DIE KOMMU-

NALE SOZIALPOLITIK 

Die praktische Umsetzung der UN-Behin-
dertenrechtskonvention entscheidet sich 
maßgeblich auf kommunaler Ebene. Städte 
und Gemeinden gestalten die Lebensbe-
dingungen der Bevölkerung unmittelbar 
und tragen Verantwortung für Bildung, 

Mobilität, Wohnen, Kultur, soziale Infra-
struktur und Bürgerbeteiligung. Damit sind 
Kommunen zentrale Akteure der Inklusion. 

Eine inklusive Kommunalpolitik be-
schränkt sich nicht auf Einzelmaß-
nahmen oder Sonderprogramme. 
Vielmehr verlangt sie eine systema-
tische Berücksichtigung von Inklu-
sion in sämtlichen Politikfeldern.  

Dieses Verständnis entspricht dem Grund-
satz des Disability Mainstreaming, wonach 
die Belange von Menschen mit Behinde-
rungen bei allen politischen Entscheidun-
gen mitzudenken sind. 

Für Kommunen ergeben sich daraus unter 
anderem folgende Handlungsfelder: 

− barrierefreie Stadt- und Verkehrs-
planung,  

− inklusive Bildungs- und Betreu-
ungsangebote,  

− zugängliche Verwaltungsleistungen,  
− inklusive Wohnraumentwicklung,  
− digitale Barrierefreiheit,  
− partizipative Beteiligungsstrukturen,  
− inklusive Sozialplanung.  

Gerade angesichts des demografischen 
Wandels gewinnt dieser Ansatz zusätzlich 
an Bedeutung. Maßnahmen, die ursprüng-
lich für Menschen mit Behinderungen ent-
wickelt wurden, verbessern häufig die Le-
bensqualität aller Bevölkerungsgruppen. 
Inklusion entwickelt sich dadurch zu einem 
zentralen Baustein nachhaltiger Kommu-
nalentwicklung und stärkt zugleich den ge-
sellschaftlichen Zusammenhalt. 

Die UN-Behindertenrechtskonvention mar-
kiert einen grundlegenden Paradigmen-
wechsel im Verständnis von Behinderung, 
Teilhabe und gesellschaftlicher Verantwor-
tung. Sie ersetzt den fürsorgeorientierten 
Blick auf Menschen mit Behinderungen 
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durch einen konsequenten Menschen-
rechtsansatz und verpflichtet staatliche In-
stitutionen, gesellschaftliche Barrieren ak-
tiv abzubauen. Inklusion wird damit zu ei-
nem Strukturprinzip demokratischer Ge-
sellschaften und zu einem verbindlichen 
Maßstab staatlichen Handelns. Für die 
kommunale Sozialpolitik folgt daraus die 
Aufgabe, Teilhabe nicht als freiwillige Leis-
tung, sondern als integralen Bestandteil ei-
ner modernen, inklusiven und rechtsstaat-
lichen Daseinsvorsorge zu begreifen. 

4. TEILHABE ALS MENSCHENRECHT-

LICHES PRINZIP 
 

4.1 DER WANDEL DES TEILHABEBEGRIFFS 

Der Begriff der Teilhabe hat sich in den ver-
gangenen Jahrzehnten zu einem zentralen 
Leitbegriff der Sozialpolitik, der Disability 
Studies und des internationalen Men-
schenrechtsschutzes entwickelt. Während 
sozialstaatliche Leistungen lange Zeit vor 
allem auf Versorgung, Rehabilitation und fi-
nanzielle Absicherung ausgerichtet waren, 
rückt heute zunehmend die gleichberech-
tigte Mitwirkung am gesellschaftlichen Le-
ben in den Mittelpunkt. Dieser Wandel 
spiegelt einen grundlegenden Perspektiv-
wechsel wider: Nicht mehr die Beeinträch-
tigung des Menschen bestimmt den sozial-
politischen Handlungsbedarf, sondern die 
Frage, ob gesellschaftliche Rahmenbedin-
gungen eine selbstbestimmte Lebensfüh-
rung ermöglichen. 

Die UN-Behindertenrechtskonvention hat 
diesen Perspektivwechsel maßgeblich ge-
prägt. Sie versteht Teilhabe nicht als frei-
willige soziale Leistung oder als Ergebnis 
gelungener Integration, sondern als unver-
äußerliches Menschenrecht. Teilhabe ist 
damit Ausdruck der gleichen Würde aller 

Menschen und Voraussetzung für die Ver-
wirklichung weiterer Grund- und Freiheits-
rechte. Dieses Verständnis verpflichtet den 
Staat, gesellschaftliche, institutionelle und 
kommunikative Barrieren abzubauen und 
Rahmenbedingungen zu schaffen, die eine 
gleichberechtigte Mitwirkung in allen Le-
bensbereichen ermöglichen. 

Damit verändert sich zugleich die Funktion 
sozialstaatlichen Handelns. Sozialpolitik 
beschränkt sich nicht länger auf kompensa-
torische Leistungen, sondern entwickelt 
sich zu einer aktiven Teilhabepolitik. Ziel ist 
nicht die Anpassung des Individuums an 
bestehende gesellschaftliche Strukturen, 
sondern die Gestaltung einer Gesellschaft, 
die Vielfalt als Normalität anerkennt und 
gleichberechtigte Lebensbedingungen für 
alle Menschen schafft. 

4.2 TEILHABE IM SOZIALGESETZBUCH IX 

Der menschenrechtliche Teilhabegedanke 
findet im deutschen Recht insbesondere im 
Sozialgesetzbuch IX seine gesetzliche Aus-
prägung. Bereits § 1 SGB IX formuliert den 
Anspruch, die Selbstbestimmung und die 
volle, wirksame und gleichberechtigte Teil-
habe von Menschen mit Behinderungen 
am Leben in der Gesellschaft zu fördern so-
wie Benachteiligungen zu vermeiden oder 
ihnen entgegenzuwirken. 

Mit dem Bundesteilhabegesetz wurde die-
ser Anspruch weiter gestärkt. Die Einglie-
derungshilfe verfolgt heute nicht mehr pri-
mär einen fürsorgerischen Ansatz, sondern 
orientiert sich an individuellen Lebenszie-
len, Wunsch- und Wahlrechten sowie einer 
personenzentrierten Leistungserbringung. 
Unterstützungsleistungen sollen Men-
schen mit Behinderungen befähigen, ihr 
Leben möglichst selbstbestimmt zu gestal-
ten und gleichberechtigt am gesellschaftli-
chen Leben teilzunehmen. 
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Der Begriff der Teilhabe umfasst dabei 
sämtliche Lebensbereiche. Hierzu zählen 
insbesondere: 

− Bildung und lebenslanges Lernen,  
− Erwerbsarbeit und wirtschaftliche 

Teilhabe,  
− Wohnen,  
− Mobilität,  
− Gesundheitsversorgung,  
− Kultur, Sport und Freizeit,  
− politische Mitwirkung,  
− digitale Kommunikation und Infor-

mationszugang.  

Teilhabe ist somit kein auf einzelne Politik-
felder beschränktes Ziel, sondern ein um-
fassendes gesellschaftliches Organisati-
onsprinzip. Sie verlangt, dass alle staatli-
chen Ebenen ihre Entscheidungen an den 
Bedürfnissen einer vielfältigen Bevölke-
rung ausrichten. 

4.3 SELBSTBESTIMMUNG ALS VORAUS-

SETZUNG WIRKSAMER TEILHABE 

Ein zentrales Merkmal moderner Teilhabe-
konzepte ist die enge Verbindung zwischen 
Teilhabe und Selbstbestimmung. Gesell-
schaftliche Beteiligung kann nur dann als 
gleichberechtigt angesehen werden, wenn 
Menschen ihre Lebensentscheidungen ei-
genverantwortlich treffen und ihre individu-
ellen Vorstellungen verwirklichen können. 

Selbstbestimmung bedeutet dabei weit 
mehr als Entscheidungsfreiheit im rechtli-
chen Sinne. Sie umfasst die tatsächliche 
Möglichkeit, eigene Lebensentwürfe zu 
entwickeln und diese unabhängig von ge-
sellschaftlichen Vorurteilen oder institutio-
nellen Einschränkungen zu verwirklichen. 
Voraussetzung hierfür sind barrierefreie 
Lebensbedingungen, zugängliche Informa-
tionen, angemessene Unterstützungsange-
bote sowie die Anerkennung individueller 
Autonomie. 

Die Disability Studies weisen in diesem Zu-
sammenhang darauf hin, dass Fremdbe-
stimmung häufig nicht aus der Beeinträch-
tigung selbst resultiert, sondern aus institu-
tionellen Strukturen, die Entscheidungen 
stellvertretend für Menschen mit Behinde-
rungen treffen.  

Moderne Teilhabepolitik verfolgt 
deshalb das Ziel, Entscheidungs-
prozesse zu unterstützen, anstatt 
sie zu ersetzen. Assistenzleistun-
gen, persönliche Budgets oder un-
terstützte Entscheidungsfindung 
sind Ausdruck dieses Paradigmen-
wechsels. 

4.4 TEILHABE ALS QUERSCHNITTSAUF-

GABE KOMMUNALER POLITIK 

Ob Teilhabe tatsächlich verwirklicht wird, 
entscheidet sich in hohem Maße auf kom-
munaler Ebene. Städte und Gemeinden ge-
stalten den öffentlichen Raum, organisie-
ren soziale Dienstleistungen und schaffen 
die Voraussetzungen für Bildung, Mobilität, 
Kultur und bürgerschaftliches Engagement. 
Damit sind sie die zentrale Umsetzungs-
ebene einer inklusiven Gesellschaft. 

Eine moderne kommunale Teilhabepolitik 
erfordert einen integrierten Planungsan-
satz. Teilhabe darf nicht isoliert innerhalb 
einzelner Fachämter betrachtet werden, 
sondern muss sämtliche kommunalen 
Handlungsfelder durchdringen. Dies be-
trifft unter anderem: 

− Stadtentwicklung,  
− Verkehrsplanung,  
− Wohnungsbau,  
− Digitalisierung,  
− Bildung,  
− Gesundheitsförderung,  
− Kultur,  
− Sport,  
− Sozialplanung,  
− Bürgerbeteiligung.  
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Dieser Ansatz entspricht dem Gedanken 
des Disability Mainstreaming. Danach sind 
die Belange von Menschen mit Behinde-
rungen nicht als Sonderinteresse zu behan-
deln, sondern bei allen politischen Ent-
scheidungen systematisch zu berücksichti-
gen. Eine solche Perspektive stärkt nicht 
nur die Rechte von Menschen mit Behinde-
rungen, sondern verbessert die Lebensqua-
lität der gesamten Bevölkerung. Barriere-
freie öffentliche Räume, verständliche Ver-
waltungsverfahren oder inklusive Freizeit-
angebote kommen Kindern, älteren Men-
schen, Familien sowie Personen mit tem-
porären Einschränkungen gleichermaßen 
zugute. 

Gerade vor dem Hintergrund des demogra-
fischen Wandels wird deutlich, dass Teilha-
bepolitik zunehmend Bestandteil einer 
nachhaltigen Kommunalentwicklung ist. In-
klusive Kommunen schaffen resiliente 
Strukturen, fördern den gesellschaftlichen 
Zusammenhalt und erhöhen die Attraktivi-
tät des Lebensraums für alle Generationen. 

4.5 TEILHABE ALS DEMOKRATISCHES 

STRUKTURPRINZIP 

Die Bedeutung von Teilhabe reicht über so-
zialrechtliche Fragestellungen hinaus. In 
demokratischen Gesellschaften bildet sie 
eine grundlegende Voraussetzung politi-
scher Legitimation und sozialer Integration. 
Demokratie lebt von der Möglichkeit aller 
Bürgerinnen und Bürger, an gesellschaftli-
chen Entscheidungsprozessen mitzuwirken 
und öffentliche Angelegenheiten aktiv mit-
zugestalten. 

Aus dieser Perspektive stellt Teilhabe nicht 
lediglich ein individuelles Recht dar, son-
dern zugleich eine Voraussetzung gesell-
schaftlicher Kohäsion. Menschen, die dau-

erhaft von Bildung, Arbeit, politischer Mit-
wirkung oder kulturellem Leben ausge-
schlossen sind, erleben häufig soziale Isola-
tion und sinkendes Vertrauen in staatliche 
Institutionen. Umgekehrt stärkt eine um-
fassende Teilhabepolitik das Zugehörig-
keitsgefühl, fördert bürgerschaftliches En-
gagement und erhöht die demokratische 
Resilienz einer Gesellschaft. 

Damit entwickelt sich Teilhabe zu 
einem zentralen Bindeglied zwi-
schen Menschenrechten, sozialer 
Gerechtigkeit und demokratischer 
Entwicklung.  

Sie verbindet individuelle Freiheitsrechte 
mit gesellschaftlicher Verantwortung und 
bildet die Grundlage einer inklusiven, soli-
darischen und generationengerechten Ge-
sellschaft. 

Teilhabe ist weit mehr als der Zugang zu 
einzelnen gesellschaftlichen Bereichen. Sie 
beschreibt die tatsächliche Möglichkeit al-
ler Menschen, ihr Leben selbstbestimmt zu 
gestalten und gleichberechtigt an den sozi-
alen, wirtschaftlichen, kulturellen und poli-
tischen Prozessen einer Gesellschaft mitzu-
wirken.  

Die UN-Behindertenrechtskonvention und 
das SGB IX verankern diesen Anspruch 
rechtlich und verpflichten staatliche Insti-
tutionen, Barrieren abzubauen und inklu-
sive Rahmenbedingungen zu schaffen. Für 
Kommunen bedeutet dies, Teilhabe als 
Querschnittsaufgabe zu verstehen und in 
allen Politikfeldern systematisch zu berück-
sichtigen.  

Erst wenn Teilhabe als demokrati-
sches Strukturprinzip verwirklicht 
wird, kann Inklusion ihre gesell-
schaftliche Wirkung entfalten. 
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5. INKLUSION ALS GESELLSCHAFTLI-

CHER TRANSFORMATIONSPROZESS 
 

5.1 VOM INTEGRATIONSGEDANKEN ZUR 

INKLUSIVEN GESELLSCHAFT 

Kaum ein Begriff hat die sozialpolitische 
und gesellschaftswissenschaftliche Diskus-
sion der vergangenen Jahrzehnte so nach-
haltig geprägt wie der Begriff der Inklusion. 
Gleichwohl wird er in Wissenschaft, Politik 
und Praxis uneinheitlich verwendet. Wäh-
rend Inklusion häufig auf Bildung oder Be-
hindertenpolitik reduziert wird, beschreibt 
sie in ihrem menschenrechtlichen Ver-
ständnis einen umfassenden gesellschaftli-
chen Transformationsprozess, der sämtli-
che Lebensbereiche erfasst. 

Historisch entwickelte sich der Inklusions-
begriff aus der Kritik am Integrationskon-
zept. Integration stellte zweifellos einen 
bedeutenden Fortschritt gegenüber segre-
gierenden Strukturen dar, da sie die Einbe-
ziehung von Menschen mit Behinderungen 
in bestehende gesellschaftliche Systeme 
anstrebte. Dennoch blieb ihr ein grundle-
gender Widerspruch immanent: Die beste-
henden Institutionen wurden als grund-
sätzlich unverändert vorausgesetzt. Men-
schen mit Behinderungen sollten in diese 
Strukturen eingegliedert werden und 
mussten sich dabei häufig an vorgegebene 
organisatorische, kulturelle oder soziale 
Bedingungen anpassen. Inklusion geht 
über dieses Verständnis hinaus.  

Inklusion hinterfragt nicht die Fä-
higkeit des Einzelnen zur Anpas-
sung, sondern die Fähigkeit der Ge-
sellschaft, Vielfalt als Normalität 
anzuerkennen.  

Der Perspektivwechsel besteht darin, dass 
nicht mehr die Integration einzelner Perso-
nen in bestehende Systeme im Mittelpunkt 

steht, sondern die Veränderung dieser Sys-
teme selbst. Schulen, Verwaltungen, Un-
ternehmen, kulturelle Einrichtungen und 
Kommunen werden dadurch aufgefordert, 
ihre Strukturen so auszugestalten, dass un-
terschiedliche Lebenslagen von Beginn an 
berücksichtigt werden. 

Inklusion beschreibt somit keinen 
abgeschlossenen Zustand, sondern 
einen kontinuierlichen Entwick-
lungsprozess.  

Gesellschaften verändern sich fortlaufend 
durch demografische, technologische und 
kulturelle Entwicklungen. Eine inklusive 
Gesellschaft zeichnet sich deshalb nicht 
durch die vollständige Beseitigung aller 
Barrieren aus, sondern durch ihre Fähig-
keit, neue Barrieren frühzeitig zu erkennen 
und systematisch abzubauen. 

5.2 INKLUSION ALS MENSCHENRECHTS-

PRINZIP 

Mit der UN-Behindertenrechtskonvention 
erhielt der Inklusionsbegriff eine eindeu-
tige menschenrechtliche Dimension. Inklu-
sion ist seitdem nicht mehr ausschließlich 
ein sozialpolitisches Leitbild, sondern Aus-
druck der universellen Menschenrechte. 
Sie konkretisiert die Prinzipien der Men-
schenwürde, der Gleichheit und der Nicht-
diskriminierung für Menschen mit Behin-
derungen. 

Dieses Verständnis verändert die Rolle 
staatlicher Institutionen grundlegend. In-
klusion wird nicht als freiwillige politische 
Zielsetzung verstanden, sondern als ver-
bindlicher Maßstab staatlichen Handelns. 
Öffentliche Stellen sind verpflichtet, Rah-
menbedingungen zu schaffen, die allen 
Menschen eine gleichberechtigte gesell-
schaftliche Teilhabe ermöglichen. 

Der menschenrechtliche Ansatz betont zu-
gleich die Universalität von Inklusion. Zwar 
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richtet sich die UN-Behindertenrechtskon-
vention ausdrücklich an Menschen mit Be-
hinderungen, ihre Grundprinzipien entfal-
ten jedoch eine deutlich weitergehende 
Wirkung. Gesellschaftliche Strukturen, die 
Barrieren für Menschen mit Behinderun-
gen abbauen, verbessern regelmäßig auch 
die Lebensbedingungen anderer Bevölke-
rungsgruppen. Barrierefreie Kommunika-
tion erleichtert älteren Menschen den Zu-
gang zu Informationen, flexible Arbeitsmo-
delle kommen Eltern zugute und verständ-
liche Verwaltungsverfahren stärken die 
Teilhabe aller Bürgerinnen und Bürger. 
Inklusion ist deshalb kein Sonderrecht für 
eine bestimmte Personengruppe. Vielmehr 
beschreibt sie eine Gesellschaft, die ihre In-
stitutionen an der Vielfalt menschlicher Le-
benslagen ausrichtet. 

5.3 INKLUSION ALS STRUKTURPRINZIP DE-

MOKRATISCHER GESELLSCHAFTEN 

Demokratische Gesellschaften beruhen auf 
den Grundwerten Freiheit, Gleichheit und 
Partizipation. Diese Werte können jedoch 
nur verwirklicht werden, wenn alle Men-
schen tatsächlichen Zugang zu gesellschaft-
lichen Ressourcen und Entscheidungspro-
zessen besitzen. Inklusion entwickelt sich 
damit zu einem demokratischen Struktur-
prinzip. 
 

Gesellschaftliche Ausgrenzung beein-
trächtigt nicht allein die Lebensquali-
tät der unmittelbar Betroffenen. Sie 
schwächt zugleich den sozialen Zu-
sammenhalt und das Vertrauen in 
demokratische Institutionen.  

 
Wenn einzelne Bevölkerungsgruppen dau-
erhaft von Bildung, Arbeit, Kultur oder po-
litischer Mitwirkung ausgeschlossen blei-
ben, entstehen soziale Ungleichheiten, die 
langfristig die Legitimation demokratischer 
Systeme gefährden. 

Inklusion wirkt dieser Entwicklung entge-
gen. Sie stärkt die gesellschaftliche Kohä-
sion, indem sie Vielfalt als Ressource aner-
kennt und gleiche Beteiligungsmöglichkei-
ten schafft. Demokratie wird dadurch nicht 
lediglich als Mehrheitsprinzip verstanden, 
sondern als politische Ordnung, die die 
Mitwirkung aller Menschen ermöglicht. 
Aus dieser Perspektive bildet Inklusion eine 
Voraussetzung demokratischer Resilienz. 
Gesellschaften, die Vielfalt institutionell 
berücksichtigen und Barrieren systema-
tisch abbauen, verfügen über größere An-
passungsfähigkeit gegenüber sozialen, 
wirtschaftlichen und demografischen Ver-
änderungen. 

5.4 INKLUSION UND KOMMUNALE ENT-
WICKLUNG 

Die praktische Umsetzung inklusiver Ge-
sellschaften erfolgt in erster Linie auf kom-
munaler Ebene. Hier entscheiden sich Mo-
bilität, Wohnraum, Bildung, Gesundheits-
versorgung, Kultur und Bürgerbeteiligung. 
Kommunen gestalten den Alltag ihrer Bür-
gerinnen und Bürger unmittelbar und tra-
gen daher eine besondere Verantwortung 
für die Verwirklichung inklusiver Lebens-
verhältnisse. Eine inklusive Kommune be-
schränkt sich nicht auf einzelne Maßnah-
men der Barrierefreiheit. Vielmehr ver-
steht sie Inklusion als Querschnittsaufgabe 
kommunaler Entwicklung. Stadtplanung, 
Digitalisierung, Klimaanpassung, Sozialpla-
nung und Bürgerbeteiligung werden ge-
meinsam gedacht und auf die Bedürfnisse 
einer vielfältigen Bevölkerung ausgerich-
tet. Gerade der demografische Wandel ver-
deutlicht die Bedeutung dieses Ansatzes. 
Alternde Gesellschaften, zunehmende 
Migration und wachsende soziale Diversi-
tät erfordern flexible kommunale Struktu-
ren. Inklusion entwickelt sich dadurch zu ei-
nem zentralen Bestandteil nachhaltiger 
Kommunalentwicklung und einer zukunfts-
orientierten Daseinsvorsorge. 
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5.5 EIN INTEGRATIVES VERSTÄNDNIS VON 

INKLUSION – EIN THEORETISCHER VOR-

SCHLAG 

Die unterschiedlichen wissenschaftlichen 
Zugänge verdeutlichen, dass Inklusion we-
der ausschließlich als sozialpolitisches In-
strument noch als pädagogisches Konzept 
verstanden werden kann. Sie ist vielmehr 
als umfassendes gesellschaftliches Organi-
sationsprinzip zu begreifen, das rechtliche, 
soziale, institutionelle und kulturelle Di-
mensionen miteinander verbindet. 
Vor diesem Hintergrund wird in diesem 
Beitrag folgendes Begriffsverständnis vor-
geschlagen: 

Inklusion bezeichnet einen kontinuier-
lichen gesellschaftlichen Transformati-
onsprozess, in dem staatliche Instituti-
onen, Kommunen und zivilgesell-
schaftliche Akteure ihre Strukturen so 
gestalten, dass alle Menschen unab-
hängig von Behinderung oder anderen 
Diversitätsmerkmalen gleichberech-
tigt, selbstbestimmt und wirksam an 
sämtlichen gesellschaftlichen Lebens-
bereichen teilhaben können. 

 
Diese Definition verbindet den menschen-
rechtlichen Ansatz der UN-Behinderten-
rechtskonvention mit sozialwissenschaftli-
chen Erkenntnissen über gesellschaftliche 
Barrieren und erweitert sie um eine kom-
munalwissenschaftliche Perspektive. Sie 
versteht Inklusion nicht als Endzustand, 
sondern als dynamischen Entwicklungspro-
zess, der fortlaufende institutionelle An-
passungen erfordert. Damit wird Inklusion 
zu einem zentralen Leitprinzip demokrati-
scher Gesellschaftsentwicklung. 
 
Inklusion ist weit mehr als die Einbeziehung 
einzelner Personengruppen in bestehende 
gesellschaftliche Systeme. Sie beschreibt 

einen dauerhaften Transformationspro-
zess, der Institutionen, politische Entschei-
dungen und gesellschaftliche Werte gleich-
ermaßen verändert. Ausgehend vom men-
schenrechtlichen Verständnis der UN-Be-
hindertenrechtskonvention wird deutlich, 
dass Inklusion ein grundlegendes Struktur-
prinzip demokratischer Gesellschaften dar-
stellt. Ihre Verwirklichung erfordert nicht 
primär die Anpassung von Menschen an 
bestehende Verhältnisse, sondern die kon-
tinuierliche Weiterentwicklung gesell-
schaftlicher Strukturen im Sinne von Viel-
falt, Teilhabe und Gleichberechtigung. In 
diesem Verständnis bildet Inklusion zu-
gleich die Grundlage einer solidarischen, 
resilienten und generationengerechten 
Kommunalentwicklung. 

6. GLEICHSTELLUNG UND CHANCEN-

GERECHTIGKEIT – VORAUSSETZUNGEN 

EINER INKLUSIVEN GESELLSCHAFT 
 

6.1 GLEICHSTELLUNG ALS MENSCHEN-

RECHTLICHES LEITPRINZIP 

Der Grundsatz der Gleichstellung gehört zu 
den tragenden Prinzipien moderner demo-
kratischer und rechtsstaatlicher Gesell-
schaften. Er ist Ausdruck der Menschen-
würde und des allgemeinen Gleichheitssat-
zes und bildet zugleich eine wesentliche 
Voraussetzung für die Verwirklichung indi-
vidueller Freiheitsrechte. Gleichstellung 
bedeutet jedoch weit mehr als die formale 
Gleichbehandlung aller Menschen vor dem 
Gesetz. Sie verlangt vielmehr die Schaffung 
tatsächlicher Bedingungen, unter denen 
Menschen ihre Rechte unabhängig von 
persönlichen Merkmalen oder gesellschaft-
lichen Benachteiligungen wirksam wahr-
nehmen können. 
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Für Menschen mit Behinderungen besitzt 
dieser Gedanke eine besondere Bedeu-
tung. Trotz umfassender gesetzlicher Rege-
lungen bestehen nach wie vor strukturelle 
Benachteiligungen in nahezu allen gesell-
schaftlichen Bereichen. Diese reichen von 
eingeschränkten Bildungs- und Beschäfti-
gungschancen über unzureichende Barrie-
refreiheit bis hin zu geringeren Möglichkei-
ten politischer und kultureller Partizipa-
tion. Gleichstellung erschöpft sich daher 
nicht in der Beseitigung unmittelbarer Dis-
kriminierungen, sondern umfasst die aktive 
Gestaltung gesellschaftlicher Rahmenbe-
dingungen, die gleiche Entwicklungsmög-
lichkeiten eröffnen. 

Die UN-Behindertenrechtskonvention greift 
diesen Gedanken auf und verpflichtet die 
Vertragsstaaten, geeignete gesetzgeberi-
sche, verwaltungsmäßige und politische 
Maßnahmen zu ergreifen, um die tatsächli-
che Gleichstellung von Menschen mit Be-
hinderungen sicherzustellen. Gleichstel-
lung wird damit zu einer aktiven staatlichen 
Gestaltungsaufgabe. 

6.2 FORMALE UND MATERIELLE GLEICH-

STELLUNG 

In der rechtswissenschaftlichen und sozial-
politischen Diskussion wird zwischen for-
maler und materieller Gleichstellung unter-
schieden. Die formale Gleichstellung orien-
tiert sich am Grundsatz, dass alle Men-
schen rechtlich gleich zu behandeln sind. 
Sie verbietet unmittelbare Benachteiligun-
gen aufgrund persönlicher Merkmale und 
gewährleistet gleiche Rechte für alle Bürge-
rinnen und Bürger. 

Für die Verwirklichung von Inklusion reicht 
dieses Verständnis jedoch nicht aus. Men-
schen können trotz identischer Rechte fak-
tisch von gesellschaftlicher Teilhabe ausge-
schlossen bleiben, wenn strukturelle Hin-
dernisse ihre Möglichkeiten einschränken. 
Materielle Gleichstellung berücksichtigt 

deshalb ungleiche Ausgangsbedingungen 
und zielt darauf ab, tatsächliche Chancen-
gleichheit herzustellen. Dies kann beson-
dere Unterstützungsmaßnahmen erforder-
lich machen.  

Barrierefreie Kommunikation, Assis-
tenzleistungen, angemessene Vor-
kehrungen oder Nachteilsausgleiche 
stellen keine Privilegien dar, sondern 
Instrumente zur Verwirklichung glei-
cher Rechte.  

Sie dienen dazu, bestehende strukturelle 
Benachteiligungen auszugleichen und damit 
den Gleichheitsgrundsatz praktisch wirksam 
werden zu lassen. 

Dieses Verständnis entspricht dem men-
schenrechtlichen Ansatz der UN-Behinder-
tenrechtskonvention.  

Gleichstellung bedeutet nicht, alle 
Menschen identisch zu behandeln, 
sondern Unterschiede so zu be-
rücksichtigen, dass gleiche Teilha-
bechancen entstehen. 

6.3 CHANCENGERECHTIGKEIT ALS SOZIAL-

POLITISCHES ZIEL 

Der Begriff der Chancengerechtigkeit erwei-
tert den Gleichstellungsgedanken um eine 
gesellschaftspolitische Perspektive. Wäh-
rend Gleichstellung primär auf die rechtli-
che Dimension abstellt, fragt Chancenge-
rechtigkeit nach den tatsächlichen Möglich-
keiten individueller Lebensgestaltung. 

Menschen entwickeln ihre Fähigkeiten un-
ter sehr unterschiedlichen sozialen, wirt-
schaftlichen und kulturellen Bedingungen. 
Bildung, Einkommen, Wohnort, Gesund-
heit oder familiäre Unterstützung beein-
flussen maßgeblich die Teilhabechancen. 
Menschen mit Behinderungen sind häufig 
mehrfachen Benachteiligungen ausgesetzt, 
die sich gegenseitig verstärken können.  
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Eine inklusive Sozialpolitik muss des-
halb intersektionale Zusammen-
hänge berücksichtigen und verschie-
dene Diskriminierungsdimensionen 
gemeinsam betrachten. 

Chancengerechtigkeit verlangt nicht die 
Herstellung identischer Lebensverhält-
nisse. Vielmehr geht es darum, allen Men-
schen die Möglichkeit zu eröffnen, ihre in-
dividuellen Potenziale zu entfalten und ei-
genverantwortliche Lebensentscheidun-
gen zu treffen. Dieses Verständnis knüpft 
an den Capability Approach von Amartya 
Sen und Martha Nussbaum an, der die tat-
sächlichen Verwirklichungschancen des 
Menschen in den Mittelpunkt stellt. 

Aus dieser Perspektive werden Bildung, Ge-
sundheit, Mobilität, digitale Teilhabe und 
soziale Sicherheit zu zentralen Vorausset-
zungen individueller Freiheit. Sozialpolitik 
erhält dadurch eine befähigende Funktion: 
Sie soll Menschen nicht dauerhaft versor-
gen, sondern ihre Handlungsmöglichkeiten 
erweitern. 

6.4 GLEICHSTELLUNG ALS KOMMUNALE 

GESTALTUNGSAUFGABE 

− Die praktische Umsetzung von 
Gleichstellung entscheidet sich in 
erheblichem Maße auf kommuna-
ler Ebene. Städte und Gemeinden 
gestalten den öffentlichen Raum, 
organisieren Verwaltungsleistun-
gen und verantworten wesentliche 
Bereiche der Daseinsvorsorge. Sie 
verfügen damit über vielfältige 
Möglichkeiten, Chancengerechtig-
keit aktiv zu fördern. Eine gleich-
stellungsorientierte Kommunalpoli-
tik berücksichtigt die Belange von 
Menschen mit Behinderungen sys-
tematisch in allen Planungs- und 
Entscheidungsprozessen. Dies be-
trifft insbesondere: 

− barrierefreie Verwaltungsangebote,  
− inklusive Bildungs- und Betreuungs-

strukturen,  
− zugänglichen öffentlichen Nahverkehr,  
− inklusiven Wohnungsbau,  
− barrierefreie digitale Dienstleistungen,  
− gleichberechtigte politische Beteiligung,  
− inklusive Kultur- und Freizeitangebote.  

Dabei genügt es nicht, bestehende Benach-
teiligungen nachträglich auszugleichen. 
Vielmehr müssen Gleichstellungsgesichts-
punkte bereits bei der Planung neuer Maß-
nahmen berücksichtigt werden. Dieses prä-
ventive Verständnis entspricht dem Grund-
satz des Universal Designs und trägt dazu 
bei, Exklusionsmechanismen gar nicht erst 
entstehen zu lassen. 

Kommunale Gleichstellungspolitik entwi-
ckelt sich damit zu einem integralen Be-
standteil nachhaltiger Stadt- und Sozialent-
wicklung. Sie stärkt nicht nur die Rechte 
einzelner Bevölkerungsgruppen, sondern 
erhöht die Lebensqualität der gesamten 
Bevölkerung. 

6.5 GLEICHSTELLUNG ALS VORAUSSET-

ZUNG GESELLSCHAFTLICHER SOLIDARITÄT 

Gleichstellung und Solidarität stehen in ei-
nem engen wechselseitigen Verhältnis. So-
lidarität setzt die Anerkennung gleicher 
Würde voraus und verlangt die Bereit-
schaft, gesellschaftliche Verantwortung ge-
meinsam zu tragen. Gleichzeitig kann Soli-
darität nur dort dauerhaft entstehen, wo 
Menschen gleiche Chancen zur gesell-
schaftlichen Mitwirkung besitzen. 

Eine Gesellschaft, in der einzelne Bevölke-
rungsgruppen dauerhaft benachteiligt wer-
den, gefährdet ihren sozialen Zusammen-
halt. Ungleichheit und Ausgrenzung führen 
häufig zu Vertrauensverlusten gegenüber 
staatlichen Institutionen und schwächen 
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demokratische Prozesse. Gleichstellungs-
politik besitzt deshalb nicht nur eine indivi-
duelle, sondern auch eine gesellschaftliche 
Funktion. Sie trägt zur Stabilisierung demo-
kratischer Gemeinwesen bei und stärkt die 
soziale Kohäsion. 

Vor dem Hintergrund des demografischen 
Wandels gewinnt dieser Zusammenhang zu-
sätzlich an Bedeutung. Eine alternde und 
vielfältiger werdende Gesellschaft ist darauf 
angewiesen, die Potenziale aller Menschen 
zu nutzen. Gleichstellung entwickelt sich 
dadurch zu einer Investition in die Zukunfts-
fähigkeit von Kommunen und Gesellschaft. 
Gleichstellung ist weit mehr als ein rechtli-
ches Diskriminierungsverbot. Sie beschreibt 
die Verpflichtung des Staates und seiner In-
stitutionen, Bedingungen zu schaffen, unter 
denen alle Menschen ihre Rechte tatsäch-
lich wahrnehmen und ihre Fähigkeiten ent-
falten können. In Verbindung mit dem Kon-
zept der Chancengerechtigkeit wird deut-
lich, dass Inklusion eine aktive Gestaltung 
gesellschaftlicher Rahmenbedingungen er-
fordert. Für Kommunen folgt daraus die 
Aufgabe, Gleichstellung als Querschnitts-
prinzip in sämtlichen Politikfeldern zu veran-
kern. Erst wenn formale Rechte durch mate-
rielle Teilhabemöglichkeiten ergänzt wer-
den, kann das Ziel einer inklusiven Gesell-
schaft verwirklicht werden. 

7. GESELLSCHAFTLICHER NORMALI-

TÄTSMAßSTAB UND DIE SOZIALE KON-

STRUKTION VON BEHINDERUNG 
 

7.1 NORMALITÄT ALS GESELLSCHAFTLICHE 

KONSTRUKTION 

Die Wahrnehmung von Behinderung wird 
nicht allein durch medizinische Diagnosen 
oder funktionale Beeinträchtigungen be-
stimmt. Vielmehr ist sie das Ergebnis gesell-
schaftlicher Vorstellungen darüber, was als 

„normal“, leistungsfähig oder sozial er-
wünscht gilt. Normalität ist dabei keine ob-
jektive Größe, sondern ein historisch und kul-
turell geprägtes Ordnungsmuster, das sich 
im Laufe der Zeit verändert und gesellschaft-
lichen Wandlungsprozessen unterliegt. Jede 
Gesellschaft entwickelt Maßstäbe dafür, wel-
ches Verhalten, welche Fähigkeiten oder 
welche Lebensweisen als selbstverständlich 
angesehen werden. Diese Maßstäbe struktu-
rieren soziale Erwartungen und beeinflussen 
den Zugang zu Bildung, Arbeit, Wohnen, Mo-
bilität und politischer Partizipation. Men-
schen, deren Lebensrealitäten von diesen 
Normvorstellungen abweichen, werden häu-
fig als „anders“ wahrgenommen. Behinde-
rung entsteht in diesem Verständnis nicht 
ausschließlich aufgrund individueller Beein-
trächtigungen, sondern durch die Wechsel-
wirkung zwischen individuellen Vorausset-
zungen und gesellschaftlichen Normalitäts-
anforderungen. 

Damit verschiebt sich der analytische Fo-
kus. Nicht die Frage, warum ein Mensch 
von einer gesellschaftlichen Norm ab-
weicht, steht im Mittelpunkt, sondern wes-
halb gesellschaftliche Strukturen be-
stimmte Formen menschlicher Vielfalt 
überhaupt als Abweichung definieren. 

7.2 BEHINDERUNG ALS SOZIALES VER-

HÄLTNIS 

Die Disability Studies haben entscheidend 
dazu beigetragen, Behinderung als gesell-
schaftlich erzeugtes Verhältnis zu verste-
hen. Dieses Verständnis knüpft an das sozi-
ale Modell von Behinderung an und erwei-
tert es um kultur- und sozialwissenschaftli-
che Perspektiven.  

Behinderung wird nicht länger pri-
mär als individuelles Defizit inter-
pretiert, sondern als Folge sozialer, 
institutioneller und kultureller Bar-
rieren. 
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Gesellschaftliche Institutionen orientieren 
sich häufig an einem idealtypischen Bild 
des leistungsfähigen, gesunden und jeder-
zeit verfügbaren Menschen. Dieses impli-
zite Leitbild beeinflusst Bildungswege, Ar-
beitsorganisation, Verwaltungsverfahren, 
Mobilität und öffentliche Kommunikation. 
Wer diesen Erwartungen nicht entspricht, 
stößt häufig auf Hindernisse, die gesell-
schaftliche Teilhabe erschweren oder ver-
hindern. 

Damit wird deutlich, dass Behinde-
rung in erheblichem Maße durch 
gesellschaftliche Strukturen produ-
ziert wird.  

Eine Treppe wird erst dann zur Behinderung, 
wenn sie die einzige Möglichkeit darstellt, ein 
Gebäude zu betreten. Komplexe Verwal-
tungssprache wird zur Barriere, wenn Infor-
mationen nicht in verständlicher Sprache be-
reitgestellt werden. Digitale Angebote schlie-
ßen Menschen aus, wenn sie nicht barriere-
frei gestaltet sind. Behinderung entsteht so-
mit in der Wechselwirkung zwischen indivi-
duellen Voraussetzungen und gesellschaftli-
chen Rahmenbedingungen. 

Diese Perspektive führt zu einer grundle-
genden Neubewertung staatlicher Verant-
wortung. Nicht die Anpassung des Individu-
ums steht im Vordergrund, sondern die 
Verpflichtung, gesellschaftliche Strukturen 
so zu gestalten, dass sie unterschiedlichen 
Lebensrealitäten gerecht werden. 

7.3 NORMALITÄT, MACHT UND SOZIALE 

ORDNUNG 

Vorstellungen von Normalität erfüllen in 
Gesellschaften eine ordnende Funktion. Sie 
erleichtern Orientierung und schaffen ge-
meinsame Erwartungen. Gleichzeitig kön-
nen sie jedoch Mechanismen sozialer Aus-
grenzung hervorbringen. Was als normal 

gilt, ist häufig Ausdruck historisch gewach-
sener Machtverhältnisse und gesellschaftli-
cher Wertentscheidungen. 

Soziologische Ansätze zeigen, dass gesell-
schaftliche Kategorien wie „gesund“, „leis-
tungsfähig“ oder „selbstständig“ nicht 
wertneutral sind. Sie beeinflussen, welche 
Lebensformen Anerkennung erfahren und 
welche Unterstützungssysteme geschaffen 
werden. Menschen mit Behinderungen 
werden dadurch oftmals nicht nur auf-
grund ihrer Beeinträchtigung benachteiligt, 
sondern aufgrund gesellschaftlicher Zu-
schreibungen über Leistungsfähigkeit, 
Selbstständigkeit oder Produktivität. 

Für eine inklusive Gesellschaft folgt daraus, 
dass Normalitätsvorstellungen kontinuier-
lich reflektiert werden müssen. Ziel kann 
nicht sein, jede Form von Unterschiedlich-
keit aufzulösen.  

Vielmehr geht es darum, Vielfalt 
als selbstverständlichen Bestand-
teil menschlichen Zusammenle-
bens anzuerkennen und institutio-
nelle Strukturen entsprechend aus-
zurichten. 

Die Anerkennung von Diversität stellt einen 
grundlegenden Perspektivwechsel dar. 
Während defizitorientierte Ansätze Unter-
schiede vor allem als Problem betrachten, 
versteht eine diversitätsorientierte Gesell-
schaft Verschiedenheit als Normalität und 
als Ressource. Dieses Verständnis verän-
dert die Zielrichtung sozialpolitischen Han-
delns. Unterstützungsleistungen dienen 
nicht mehr der Anpassung an gesellschaft-
liche Normen, sondern der Ermöglichung 
individueller Lebensentwürfe. Gleichzeitig 
werden Institutionen verpflichtet, ihre An-
gebote so zu gestalten, dass unterschiedli-
che Bedürfnisse von Beginn an berücksich-
tigt werden. 
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Für Kommunen bedeutet dies beispiels-
weise: 

− öffentliche Räume nach den Prinzi-
pien des Universal Designs zu planen,  

− Verwaltungsverfahren verständlich 
und barrierefrei zu gestalten,  

− digitale Dienstleistungen für alle 
zugänglich zu entwickeln,  

− Beteiligungsformate inklusiv auszu-
richten,  

− kulturelle und soziale Angebote an 
einer vielfältigen Bevölkerung zu 
orientieren.  

Diversität wird damit nicht als Ausnahme 
verstanden, sondern als Ausgangspunkt 
kommunaler Planung. 

7.4 KONSEQUENZEN FÜR EINE INKLUSIVE 

GESELLSCHAFT 

Die kritische Analyse gesellschaftlicher 
Normalitätsvorstellungen macht deutlich, 
dass Inklusion weit über den Abbau einzel-
ner Barrieren hinausgeht. Sie verlangt eine 
grundlegende Veränderung institutioneller 
und kultureller Strukturen. Entscheidend 
ist nicht, ob Menschen den Erwartungen 
bestehender Systeme entsprechen, son-
dern ob diese Systeme menschlicher Viel-
falt gerecht werden. 

Daraus ergibt sich ein erweitertes Ver-
ständnis von Inklusion. Sie umfasst den Ab-
bau physischer, kommunikativer, digitaler, 
sozialer und kultureller Barrieren ebenso 
wie die kritische Reflexion gesellschaftli-
cher Leitbilder. Eine inklusive Gesellschaft 
zeichnet sich dadurch aus, dass Unter-
schiede nicht als Defizite interpretiert, son-
dern als selbstverständlicher Ausdruck 
menschlicher Vielfalt anerkannt werden. 

Vor diesem Hintergrund kann Inklusion als 
gesellschaftlicher Lernprozess verstanden 
werden. Institutionen, Organisationen und 
Kommunen entwickeln sich kontinuierlich 

weiter, indem sie ihre Strukturen an den 
Bedürfnissen einer vielfältigen Bevölke-
rung ausrichten. Dieser Prozess ist niemals 
abgeschlossen, sondern Teil einer dynami-
schen demokratischen Entwicklung. 

Die Betrachtung gesellschaftlicher Norma-
litätsvorstellungen verdeutlicht, dass Be-
hinderung nicht ausschließlich auf individu-
elle Beeinträchtigungen zurückgeführt 
werden kann. Sie entsteht wesentlich dort, 
wo gesellschaftliche Normen, institutio-
nelle Strukturen und kulturelle Erwartun-
gen bestimmte Formen menschlicher Viel-
falt benachteiligen. Inklusion erfordert des-
halb mehr als den Abbau einzelner Barrie-
ren. Sie setzt eine kritische Auseinander-
setzung mit den gesellschaftlichen Maßstä-
ben voraus, nach denen Zugehörigkeit, 
Leistungsfähigkeit und Normalität definiert 
werden. Eine demokratische und inklusive 
Gesellschaft erkennt Vielfalt nicht als Aus-
nahme, sondern als konstitutives Merkmal 
ihres Selbstverständnisses an. 

8. STEREOTYPE, VORURTEILE UND 

ABLEISMUS – MECHANISMEN GE-

SELLSCHAFTLICHER EXKLUSION 
 

8.1 GESELLSCHAFTLICHE BILDER VON BE-

HINDERUNG 

Die Wahrnehmung von Behinderung wird 
nicht ausschließlich durch persönliche Er-
fahrungen geprägt, sondern in erhebli-
chem Maße durch gesellschaftlich vermit-
telte Vorstellungen. Medien, Bildung, Spra-
che, Politik und kulturelle Traditionen er-
zeugen Bilder darüber, was als „normal“, 
„leistungsfähig“ oder „selbstständig“ gilt. 
Diese Bilder beeinflussen Einstellungen ge-
genüber Menschen mit Behinderungen 
und wirken sich unmittelbar auf ihre gesell-
schaftlichen Teilhabechancen aus. 
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Historisch dominierten dabei zwei gegen-
sätzliche Darstellungsformen. Einerseits 
wurden Menschen mit Behinderungen als 
hilfsbedürftig, abhängig und schutzbedürf-
tig beschrieben. Andererseits wurden ein-
zelne Personen als außergewöhnliche „Hel-
dinnen“ oder „Helden“ dargestellt, die ihre 
Behinderung durch besondere Leistungen 
überwinden. Beide Narrative erscheinen 
auf den ersten Blick positiv, beruhen je-
doch auf derselben Grundannahme: Behin-
derung wird als Abweichung von einer ver-
meintlichen Normalität interpretiert. 

Ein menschenrechtsorientiertes Verständ-
nis von Inklusion lehnt beide Sichtweisen 
ab. Menschen mit Behinderungen sind we-
der Objekte des Mitleids noch außerge-
wöhnliche Ausnahmeerscheinungen. Sie 
sind Bürgerinnen und Bürger mit densel-
ben Rechten, Pflichten und individuellen 
Lebensentwürfen wie alle anderen Mitglie-
der der Gesellschaft. Behinderung ist dabei 
lediglich ein Merkmal menschlicher Vielfalt 
und darf nicht zum zentralen Identitäts-
merkmal einer Person werden. 

8.2 STEREOTYPE UND IHRE GESELL-

SCHAFTLICHEN WIRKUNGEN 

Stereotype sind vereinfachte, verallgemei-
nernde Vorstellungen über soziale Grup-
pen. Sie dienen der Orientierung in kom-
plexen gesellschaftlichen Zusammenhän-
gen, können jedoch zugleich Vorurteile ver-
festigen und Diskriminierungen legitimie-
ren. Im Zusammenhang mit Behinderung 
äußern sich Stereotype häufig in Annah-
men über Leistungsfähigkeit, Selbststän-
digkeit oder Entscheidungsfähigkeit. 

Diese Zuschreibungen wirken sich auf na-
hezu alle Lebensbereiche aus. Im Bildungs-
system können geringe Erwartungen an die 
Leistungsfähigkeit zu eingeschränkten Bil-
dungswegen führen. Auf dem Arbeitsmarkt 
beeinflussen stereotype Vorstellungen Per-
sonalentscheidungen und erschweren den 

Zugang zu qualifizierter Beschäftigung. Im 
Gesundheitswesen oder in sozialen Dienst-
leistungen können Vorannahmen dazu füh-
ren, dass Betroffene weniger in Entschei-
dungen über ihr eigenes Leben einbezogen 
werden. Besonders problematisch ist, dass 
sich stereotype Erwartungen häufig selbst 
verstärken. 

Werden Menschen aufgrund nega-
tiver Zuschreibungen von gesell-
schaftlicher Teilhabe ausgeschlos-
sen, entstehen geringere Sichtbar-
keit und weniger Begegnungen im 
Alltag.  

Fehlende Kontakte wiederum begünstigen 
die Fortdauer stereotyper Vorstellungen. 
Exklusion reproduziert sich dadurch selbst. 

8.3 ABLEISMUS ALS STRUKTURELLER EX-

KLUSIONSMECHANISMUS 

In den Disability Studies hat sich für diese 
Form der Benachteiligung zunehmend der 
Begriff Ableismus etabliert. Ableismus be-
zeichnet ein gesellschaftliches Denk- und 
Handlungsmuster, das bestimmte körperli-
che, geistige oder psychische Fähigkeiten 
als Norm setzt und Menschen danach be-
wertet, inwieweit sie diesen Erwartungen 
entsprechen. 

Ableismus beschränkt sich nicht auf indivi-
duelle Vorurteile. Er wirkt auch auf institu-
tioneller Ebene. Arbeitsorganisationen ori-
entieren sich häufig an der Vorstellung un-
eingeschränkter Leistungsfähigkeit, Ver-
waltungsverfahren setzen komplexe Kom-
munikationskompetenzen voraus, digitale 
Angebote berücksichtigen unterschiedli-
che Nutzungsbedürfnisse nicht ausrei-
chend und öffentliche Räume werden viel-
fach für einen idealtypischen Nutzer ge-
plant. Diese Strukturen benachteiligen 
Menschen mit Behinderungen unabhängig 
davon, ob einzelne Akteure diskriminie-
rende Absichten verfolgen. Ableismus ist 
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deshalb als strukturelles Phänomen zu ver-
stehen, das tief in gesellschaftlichen Insti-
tutionen verankert sein kann. Seine Über-
windung erfordert nicht nur Sensibilisie-
rung, sondern eine systematische Überprü-
fung bestehender Strukturen und Entschei-
dungsprozesse. 

8.4 SPRACHE, KOMMUNIKATION UND GE-

SELLSCHAFTLICHE WAHRNEHMUNG 

Sprache beeinflusst maßgeblich die gesell-
schaftliche Wahrnehmung von Behinde-
rung. Begriffe transportieren Wertungen 
und prägen Vorstellungen darüber, wie 
Menschen gesehen werden. Defizitorien-
tierte Formulierungen oder entmenschli-
chende Bezeichnungen können beste-
hende Vorurteile verstärken und soziale 
Distanz fördern. 

Eine inklusive Sprache verfolgt dagegen das 
Ziel, Menschen unabhängig von ihren indi-
viduellen Merkmalen respektvoll und 
gleichberechtigt anzusprechen. Dabei geht 
es weniger um starre sprachliche Regeln als 
um eine Haltung, die Menschen nicht auf 
ihre Behinderung reduziert. 

Von besonderer Bedeutung ist in diesem 
Zusammenhang die Leichte Sprache sowie 
die Einfache Sprache. Beide tragen dazu 
bei, Informationen verständlich zugänglich 
zu machen und demokratische Teilhabe zu 
fördern. Verständliche Kommunikation 
verbessert nicht nur die Situation von Men-
schen mit Lernschwierigkeiten oder kogni-
tiven Beeinträchtigungen, sondern erleich-
tert vielen weiteren Bevölkerungsgruppen 
den Zugang zu Informationen und Verwal-
tungsleistungen.  

Sprachliche Barrierefreiheit ist daher ein 
wesentlicher Bestandteil inklusiver Gesell-
schaften. 

8.5 WEGE ZUR ÜBERWINDUNG GESELL-

SCHAFTLICHER EXKLUSIONSMECHANISMEN 

Der Abbau von Vorurteilen und ableisti-
schen Strukturen erfordert langfristige ge-
sellschaftliche Veränderungsprozesse. 
Rechtliche Gleichstellung bildet hierfür 
eine notwendige Grundlage, reicht jedoch 
allein nicht aus. Entscheidend ist eine Kul-
tur der Anerkennung, in der Vielfalt als 
selbstverständlicher Bestandteil gesell-
schaftlichen Lebens verstanden wird. 

Hierfür lassen sich mehrere Handlungsfel-
der identifizieren: 

− frühzeitige inklusive Bildung und 
gemeinsames Lernen,  

− Begegnungsmöglichkeiten im Alltag,  
− barrierefreie Medien- und Öffent-

lichkeitsarbeit,  
− Sensibilisierung von Verwaltung, 

Wirtschaft und Zivilgesellschaft,  
− konsequente Beteiligung von Men-

schen mit Behinderungen an politi-
schen Entscheidungen,  

− inklusive Personalentwicklung und 
Organisationskultur,  

− wissenschaftliche Begleitforschung 
zur Wirksamkeit inklusiver Maß-
nahmen.  

Gerade Kommunen verfügen über vielfäl-
tige Möglichkeiten, diese Entwicklungen 
aktiv zu gestalten. Als unmittelbare Lebens-
räume der Bevölkerung können sie Begeg-
nungen fördern, Beteiligungsprozesse or-
ganisieren und inklusive Strukturen dauer-
haft verankern. Damit leisten sie einen we-
sentlichen Beitrag zur Veränderung gesell-
schaftlicher Einstellungen. 

Vorurteile, Stereotype und ableistische 
Denkmuster stellen zentrale Ursachen ge-
sellschaftlicher Exklusion dar.  
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Sie wirken nicht nur auf der Ebene individu-
eller Einstellungen, sondern prägen institu-
tionelle Strukturen, politische Entscheidun-
gen und alltägliche Interaktionen. Eine in-
klusive Gesellschaft kann daher nicht allein 
durch rechtliche Gleichstellung erreicht 
werden. Sie erfordert einen kulturellen 
Wandel, der Vielfalt als selbstverständli-
chen Bestandteil menschlichen Zusam-
menlebens anerkennt und diskriminie-
rende Strukturen konsequent hinterfragt. 
Inklusion ist damit ebenso ein Bildungs- 
und Demokratieprojekt wie eine sozialpoli-
tische Aufgabe. 

9. INKLUSION ALS KOMMUNALE ZU-

KUNFTSSTRATEGIE – PERSPEKTIVEN 

EINER INKLUSIVEN KOMMUNALENT-

WICKLUNG 
 

9.1 DIE KOMMUNE ALS SCHLÜSSELAK-

TEURIN INKLUSIVER GESELLSCHAFTSENT-

WICKLUNG 

Die praktische Verwirklichung von Inklu-
sion entscheidet sich weniger auf der 
Ebene abstrakter Rechtsnormen als viel-
mehr im unmittelbaren Lebensumfeld der 
Menschen. Städte, Gemeinden und Land-
kreise gestalten die Rahmenbedingungen 
des täglichen Lebens und tragen damit eine 
besondere Verantwortung für die Umset-
zung der in der UN-Behindertenrechtskon-
vention verankerten Rechte. Ob Menschen 
selbstbestimmt wohnen, arbeiten, lernen, 
sich fortbewegen oder am gesellschaftli-
chen Leben teilnehmen können, hängt 
maßgeblich von den Entscheidungen kom-
munaler Akteure ab. 

Kommunen übernehmen dabei eine dop-
pelte Funktion. Einerseits erfüllen sie ge-
setzliche Verpflichtungen im Bereich der 
Daseinsvorsorge, andererseits gestalten sie 

soziale Räume, in denen gesellschaftliche 
Teilhabe konkret erfahrbar wird. Inklusion 
wird deshalb nicht allein durch sozialrecht-
liche Leistungsansprüche verwirklicht, son-
dern durch eine integrierte kommunale 
Entwicklungsstrategie, welche sämtliche 
Politikfelder miteinander verbindet. 

Vor diesem Hintergrund gewinnt der Be-
griff der inklusiven Kommunalentwicklung 
an Bedeutung. Er beschreibt einen Pla-
nungs- und Gestaltungsansatz, der Inklu-
sion nicht als isoliertes Handlungsfeld der 
Behindertenpolitik versteht, sondern als 
Querschnittsaufgabe kommunaler Gover-
nance. Inklusive Kommunalentwicklung 
verfolgt das Ziel, sämtliche kommunalen 
Strukturen so auszurichten, dass sie den 
unterschiedlichen Bedürfnissen einer viel-
fältigen Bevölkerung gerecht werden. 

9.2 INKLUSION ALS QUERSCHNITTSAUF-

GABE KOMMUNALER POLITIK 

Die Umsetzung von Inklusion erfordert ein 
ressortübergreifendes Verwaltungshandeln. 
Einzelmaßnahmen reichen nicht aus, wenn 
gleichzeitig neue Barrieren entstehen oder 
bestehende Zuständigkeiten voneinander 
isoliert bleiben. Vielmehr müssen sämtli-
che kommunalen Politikbereiche systema-
tisch auf ihre Auswirkungen für die Teil-
habe unterschiedlicher Bevölkerungsgrup-
pen überprüft werden. 

Zu den zentralen Handlungsfeldern gehö-
ren insbesondere: 

− Stadtentwicklung und barrierefreie 
öffentliche Räume,  

− Mobilität und öffentlicher Perso-
nennahverkehr,  

− Bildung und lebenslanges Lernen,  
− Wohnen und Quartiersentwick-

lung,  
− Gesundheitsversorgung und 

Pflege,  
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− Digitalisierung und barrierefreie 
Verwaltungsleistungen,  

− Arbeitsmarkt- und Wirtschaftsför-
derung,  

− Kultur, Sport und Freizeit,  
− Katastrophenschutz und Krisenvor-

sorge,  
− Bürgerbeteiligung und kommunale 

Demokratie.  

Diese Bereiche dürfen nicht isoliert be-
trachtet werden. Erst ihr koordiniertes Zu-
sammenwirken schafft die Voraussetzun-
gen für eine inklusive Lebenswelt. Kommu-
nale Sozialplanung übernimmt hierbei eine 
Schlüsselfunktion, indem sie Bedarfe iden-
tifiziert, Maßnahmen koordiniert und die 
Wirkung kommunaler Strategien evaluiert. 

9.3 DEMOGRAFISCHER WANDEL UND IN-

KLUSION 

Der demografische Wandel verändert die 
Anforderungen an kommunale Entwick-
lung grundlegend. Sinkende Geburtenzah-
len, steigende Lebenserwartung sowie zu-
nehmende gesellschaftliche Diversität füh-
ren dazu, dass Städte und Gemeinden ihre 
Infrastruktur an veränderte Bevölkerungs-
strukturen anpassen müssen. 

Barrierefreiheit gewinnt dadurch 
eine neue Bedeutung. Maßnah-
men, die ursprünglich zur Verbes-
serung der Teilhabe von Menschen 
mit Behinderungen entwickelt 
wurden, kommen häufig einer 
deutlich größeren Bevölkerungs-
gruppe zugute.  

Ältere Menschen, Familien mit Kindern, 
Menschen mit vorübergehenden gesund-
heitlichen Einschränkungen oder Personen 
mit geringen Sprachkenntnissen profitie-
ren gleichermaßen von verständlichen In-
formationen, barrierefreien Verkehrswe-
gen oder digitalen Verwaltungsangeboten. 

Inklusion entwickelt sich damit zu einem 
wesentlichen Bestandteil generationenge-
rechter Kommunalentwicklung. Sie dient 
nicht ausschließlich dem Ausgleich beste-
hender Benachteiligungen, sondern erhöht 
die Zukunftsfähigkeit kommunaler Infra-
strukturen insgesamt. Kommunen, die Viel-
falt frühzeitig in ihre Planungsprozesse in-
tegrieren, verfügen über größere Anpas-
sungsfähigkeit gegenüber gesellschaftli-
chen Veränderungen und stärken zugleich 
ihre soziale Resilienz. 

9.4 PARTIZIPATION ALS MOTOR KOMMU-

NALER INKLUSION 

Eine inklusive Kommune kann nicht allein 
durch Verwaltungsentscheidungen entste-
hen. Sie setzt voraus, dass Menschen mit 
Behinderungen aktiv an Planungs-, Ent-
scheidungs- und Evaluationsprozessen be-
teiligt werden. Partizipation ist daher nicht 
lediglich ein ergänzendes Element kommu-
naler Politik, sondern eine wesentliche Vo-
raussetzung ihrer Legitimation und Wirk-
samkeit. 

Die UN-Behindertenrechtskonvention 
bringt diesen Anspruch im Grundsatz 
„Nichts über uns ohne uns“ zum Ausdruck. 
Menschen mit Behinderungen sind nicht 
ausschließlich Adressaten politischer Maß-
nahmen, sondern Expertinnen und Exper-
ten in eigener Sache. Ihre Erfahrungen er-
möglichen eine realitätsnahe Einschätzung 
bestehender Barrieren und tragen dazu 
bei, Lösungen zu entwickeln, die den tat-
sächlichen Bedürfnissen entsprechen. 
Kommunale Beteiligung kann unterschied-
liche Formen annehmen. Hierzu gehören 
Beiräte, Beteiligungswerkstätten, digitale 
Beteiligungsplattformen, inklusive Bürger-
foren sowie die Mitwirkung in politischen 
Gremien. Entscheidend ist, dass Partizipa-
tion nicht symbolisch erfolgt, sondern ei-
nen tatsächlichen Einfluss auf kommunale 
Entscheidungen ermöglicht. 
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9.5 EIN MODELL INKLUSIVER KOMMU-

NALENTWICKLUNG 

Die bisherigen Ausführungen zeigen, dass 
Inklusion nur dann nachhaltig verwirklicht 
werden kann, wenn sie sämtliche Ebenen 
kommunalen Handelns durchdringt. Auf 
dieser Grundlage nimmt das Modell der In-
klusiven Kommunalentwicklung eine un-
terstützende Funktion ein. 

Die kommunale Entwicklung beruht auf 
fünf miteinander verbundenen Handlungs-
ebenen: 

1. Menschenrechte – Anerkennung 
der gleichen Würde und Rechte al-
ler Menschen als normative Grund-
lage kommunalen Handelns.  

2. Barrierefreie Infrastruktur – Ge-
staltung physischer, digitaler und 
kommunikativer Zugänglichkeit als 
Voraussetzung gesellschaftlicher 
Teilhabe.  

3. Partizipation – Beteiligung aller Be-
völkerungsgruppen an kommuna-
len Entscheidungsprozessen.  

4. Inklusive Sozialplanung – Koordi-
nierte Planung sozialer Dienstleis-
tungen unter Berücksichtigung un-
terschiedlicher Lebenslagen.  

5. Gesellschaftlicher Zusammenhalt 
– Förderung von Solidarität, Ver-
trauen und demokratischer Teil-
habe als Ergebnis gelingender In-
klusion.  

Zwischen diesen Ebenen bestehen wech-
selseitige Beziehungen. Menschenrechte 
bilden die normative Grundlage. Barriere-
freiheit schafft die Voraussetzungen für 
Teilhabe. Partizipation verbessert die Qua-
lität kommunaler Entscheidungen. Inklu-
sive Sozialplanung koordiniert die Umset-
zung. Der gesellschaftliche Zusammenhalt 

ist schließlich sowohl Ergebnis als auch Vo-
raussetzung langfristig erfolgreicher Inklu-
sion. 

Die Kommune ist die zentrale Um-
setzungsebene einer inklusiven 
Gesellschaft.  

Hier entscheidet sich, ob die in der UN-Be-
hindertenrechtskonvention verankerten 
Rechte im Alltag tatsächlich verwirklicht 
werden. Inklusion ist deshalb nicht auf ein-
zelne Fachbereiche beschränkt, sondern 
stellt eine Querschnittsaufgabe moderner 
Kommunalentwicklung dar. Eine inte-
grierte Sozialplanung, barrierefreie Infra-
strukturen, verbindliche Partizipation und 
eine konsequente Orientierung an Men-
schenrechten bilden die wesentlichen Vo-
raussetzungen für eine nachhaltige und ge-
nerationengerechte Entwicklung. In die-
sem Verständnis wird Inklusion zu einem 
Motor kommunaler Innovation und zu ei-
nem entscheidenden Faktor gesellschaftli-
chen Zusammenhalts. 

10. FAZIT UND AUSBLICK – INKLU-

SION ALS ZUKUNFTSAUFGABE DE-

MOKRATISCHER KOMMUNALENT-

WICKLUNG 

Die vorliegende Betrachtung verdeutlicht, 
dass Inklusion weit über ein sozialpoliti-
sches Handlungsfeld oder eine behinder-
tenpolitische Zielsetzung hinausgeht. Sie ist 
Ausdruck eines grundlegenden gesell-
schaftlichen Wandels, der die Art und 
Weise verändert, wie demokratische Ge-
sellschaften Vielfalt, Gleichheit und Teil-
habe verstehen. Ausgehend von der UN-
Behindertenrechtskonvention wurde deut-
lich, dass Behinderung nicht ausschließlich 
als individuelles Merkmal interpretiert 
werden kann, sondern wesentlich durch 
gesellschaftliche Barrieren, institutionelle 



INKLUSION ALS GESELLSCHAFTLICHER                               
TRANSFORMATIONSPROZESS                                                                                                                                                                                                 NF 
----------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------- 
 

Seite | 26 

Strukturen und kulturelle Normalitätsvor-
stellungen geprägt wird. Diese Perspektive 
verlagert die Verantwortung von der An-
passung des Individuums auf die Gestal-
tung inklusiver gesellschaftlicher Rahmen-
bedingungen. 

Die Untersuchung hat gezeigt, dass Teil-
habe den normativen Kern einer inklusiven 
Gesellschaft bildet. Sie ist nicht als freiwil-
lige soziale Leistung zu verstehen, sondern 
als Menschenrecht und als Voraussetzung 
demokratischer Legitimation. Erst wenn 
alle Menschen unabhängig von individuel-
len Voraussetzungen die Möglichkeit erhal-
ten, ihre Fähigkeiten zu entfalten und am 
gesellschaftlichen Leben mitzuwirken, kön-
nen Freiheit, Gleichheit und Menschen-
würde praktisch verwirklicht werden. Das 
Sozialgesetzbuch IX und die UN-Behinder-
tenrechtskonvention schaffen hierfür den 
rechtlichen Rahmen. Ihre Umsetzung erfor-
dert jedoch weitreichende strukturelle Ver-
änderungen in Politik, Verwaltung und Zi-
vilgesellschaft. 

Besondere Aufmerksamkeit galt den gesell-
schaftlichen Mechanismen, die Exklusion 
trotz bestehender Rechtsansprüche fortbe-
stehen lassen. Die Analyse gesellschaftli-
cher Normalitätsvorstellungen sowie ablei-
stischer Denk- und Handlungsmuster hat 
verdeutlicht, dass Barrieren nicht allein 
physischer Natur sind. Institutionelle Routi-
nen, stereotype Zuschreibungen und kultu-
relle Leitbilder beeinflussen maßgeblich die 
Möglichkeiten gesellschaftlicher Teilhabe. 
Inklusion verlangt deshalb nicht nur bauli-
che oder technische Anpassungen, sondern 
ebenso einen kulturellen Wandel, der Viel-
falt als selbstverständlichen Bestandteil de-
mokratischer Gesellschaften anerkennt. 

Ein zentrales Ergebnis des Beitrags besteht 
darin, die Rolle der Kommunen als Schlüs-
selakteure inklusiver Gesellschaftsentwick-
lung herauszuarbeiten. Städte und Ge-

meinden gestalten die alltäglichen Lebens-
bedingungen der Menschen und verfügen 
damit über erhebliche Möglichkeiten, In-
klusion praktisch umzusetzen. Inklusive 
Kommunalentwicklung erfordert eine inte-
grierte Sozialplanung, barrierefreie Infra-
strukturen, verbindliche Partizipationspro-
zesse und eine ressortübergreifende Zu-
sammenarbeit. In diesem Verständnis wird 
Inklusion zu einer Querschnittsaufgabe 
kommunaler Governance und zu einem 
wesentlichen Bestandteil nachhaltiger Da-
seinsvorsorge. 

Als wissenschaftlicher Eigenbeitrag wurde 
ein Modell der inklusiven Kommunalent-
wicklung entwickelt. Dieses Modell verbin-
det die Ebenen Menschenrechte, Barriere-
freiheit, Partizipation, inklusive Sozialpla-
nung und gesellschaftlichen Zusammenhalt 
zu einem kohärenten theoretischen Rah-
men. Es verdeutlicht, dass Inklusion nicht 
durch Einzelmaßnahmen erreicht werden 
kann, sondern das Zusammenwirken recht-
licher, institutioneller, sozialer und kultu-
reller Faktoren voraussetzt. Zugleich bietet 
das Modell einen analytischen Bezugsrah-
men für Forschung und Praxis und eröffnet 
Möglichkeiten zur Evaluation kommunaler 
Inklusionsstrategien. 

Für die weitere wissenschaftliche Diskus-
sion ergeben sich daraus mehrere Perspek-
tiven. Künftige Forschung sollte die Wirk-
samkeit kommunaler Inklusionsstrategien 
empirisch untersuchen und Indikatoren 
entwickeln, mit denen inklusive Entwick-
lung messbar gemacht werden kann. 
Ebenso erscheint eine stärkere Verbindung 
zwischen Inklusionsforschung, Sozialraum-
orientierung, Resilienzforschung und kom-
munaler Governance sinnvoll. Vor dem 
Hintergrund des demografischen Wandels, 
der Digitalisierung und des Fachkräfteman-
gels wird die Frage, wie Kommunen Vielfalt 
aktiv gestalten können, weiter an Bedeu-
tung gewinnen. 
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Inklusion ist damit weder ein zeitlich be-
grenztes Reformprojekt noch ein aus-
schließlich sozialpolitisches Programm. Sie 
ist ein dauerhafter gesellschaftlicher Ent-
wicklungsprozess, der demokratische Insti-
tutionen verpflichtet, ihre Strukturen kon-
tinuierlich an den Bedürfnissen einer viel-
fältigen Bevölkerung auszurichten. Eine in-
klusive Gesellschaft entsteht nicht 
dadurch, dass sich Menschen an beste-
hende Systeme anpassen. Sie entsteht 
dort, wo staatliche Institutionen, Kommu-
nen und die Zivilgesellschaft gemeinsam  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Bedingungen schaffen, unter denen Vielfalt 
selbstverständlich gelebt werden kann. 

Gerade hierin liegt die eigentliche Zu-
kunftsperspektive der Inklusion: Sie stärkt 
nicht nur die Rechte von Menschen mit Be-
hinderungen, sondern trägt zur Entwick-
lung solidarischer, resilienter und generati-
onengerechter Kommunen bei. In diesem 
Sinne erweist sich Inklusion als ein grundle-
gendes Strukturprinzip moderner Demo-
kratien und als wesentliche Voraussetzung 
gesellschaftlichen Zusammenhalts. 
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